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Der Bundesminister Bonn, den 18. September 1972 

für Wirtschaft und Finanzen 

W/II A5-02 07 00/14 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Förderung der kleinen und mittleren Unternehmen 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Wurbs, Graaff, Mertes, Opitz, Geldner, Schmidt (Kemp- 
ten), Spitzmüller, Koenig, Junghans, Kater, Dr. Schachtschabei, Scheu, Wüster und der Frak- 
tionen der FDP, SPD 
— Drucksache VI/3617 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Welche Ergebnisse sind bisher bei der Ver- 
wirklichung des von der Bundesregierung be- 
schlossenen „Aktionsprogramms zur Leistungs- 
steigerung kleiner und mittlerer Unterneh- 
men“ im einzelnen erzielt worden? 

3. Welche Mittel sind für die Schwerpunkte: 
Verbesserung der Finanzierungsmöglichkeiten, 
Maßnahmen zur Leistungssteigerung, Maß- 
nahmen zur Förderung der beruflichen Bildung 
aufgewendet worden? 

Die Fragen 1 und 3 werden wegen des Sachzusam- 
menhanges zusammen beantwortet. 

Die Mittel für die Schwerpunkte: Verbesserung der 
Finanzierungsmöglichkeiten (I), Maßnahmen zur 
Leistungssteigerung (II) und Maßnahmen zur Förde- 
rung der beruflichen Bildung (III) sind in den letzten 
Jahren ständig verstärkt worden. 

Die prozentuale Steigerung betrug von 1969 bis 
1971 z. B. für Finanzierungshilfen rd. 26 v. H., für 
Maßnahmen zur Leistungssteigerung rd. 22 v. H. 

Im einzelnen wird folgendes bemerkt: 


L Verbesserung der 
Finanzierungsmöglichkeiten 

1. ERP-Kredite für kleine und mittlere Unterneh- 
men 

Die Finanzierungshilfen aus dem ERP-Sonderver- 
mögen (zinsgünstige Kredite) für kleine und mitt- 
lere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
haben sich wie folgt entwickelt; 

1969 285 Mio DM 

: 1970 342 Mio DM 

1971 360 Mio DM 

i 1972 384 Mio DM 

! 1973 (Entwurf) 420 Mio DM. 

I 

: Trotz der kontinuierlichen Aufstockung dieser Mit- 
tel konnte die Nachfrage nicht befriedigt werden. 
Zwar brachte die Ergänzung dieser Kredithilfen 

durch nicht unerhebliche Kapitalmarktmittel der 
beiden Hauptleihinstitute (Kreditanstalt für Wieder- 
, aufbau und Lastenausgleichsbank) eine gewisse Er- 
; leichterung. Eine Erhöhung der ERP-Mittel, um der 
i starken Nachfrage besser entsprechen zu können, 
wäre jedoch nur über eine grundlegende Neufest- 
setzung der Prioritäten bei den Kreditprogrammen 
des ERP-Sondervermögens zu erreichen. 

Im einzelnen sind seit 1969 kleinen und mittleren 
Unternehmen aus dem ERP-Sondervermögen zins- 
i günstige Kredite in folgender Höhe und aus folgen- 
j den Programmen zur Verfügung gestellt worden: 
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Tabelle 1 


Übersicht über ERP-Mittelstandskredite 
1969 bis 1971 


Programm 

Anzahl der 
ERP-Kredite 

ERP-Kredite 
in Mio DM 

Investitions- 

summe 

in Mio DM 

Vorhaben in Gebieten der Regionalen 
Aktionsprogramme *) 

7 839 

809,50 

2 920,90 

Existenzgründung von Nachwuchskräften 

5 115 

157,10 

479,20 

Betriebserrichtungen in neuen 

Wohnsiedlungen 

2 006 

151,00 

833,70 

Refinanzierung von Kapitalbeteiligungen 

11 

1,90 

13,00 

Einführung der elektronischen 

Datenverarbeitung 

782 

54,21 

152,50 

Aufbau und Sicherung selbständiger 

Existenzen von Vertriebenen, Flüchtlingen 
und Kriegssachgeschädigten 

1 842 

122,90 

382,40 

Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
von Presseunternehmen 

122 

31,57 

134,40 

Haftungsfonds-Darlehen an Kredit- und 
Beteiligungsgarantiegemeinschaften 

52 

9,60 

— 


17 769 

1 337,78 

4 916,10 


Wie sich aus der Übersicht ergibt, ist mit einem Ein- 
satz von 1,3 Mrd. DM ein Investitionsvolumen von 
4,9 Mrd. DM mobilisiert worden. 


*) einschließlich a) Vorhaben von Flüchtlingen im Zonenrandgebiet 

b) Verbesserung der gewerblichen Wirtschaftsstruktur in Agrargebieten 


Auf die stark nachgefragten Programme für Exi- 
stenzgründungen und für Ansiedlungen von Betrie- 
ben in neuen Wohngebieten sowie für bestimmte 
Investitionsvorhaben in den Gebieten der Regio- 
nalen Aktionsprogramme entfielen in den Jahren 
von 1969 bis 1971 rd. 70 v. H. der gewährten Kredit- 
beträge. Die Kreditprogramme für Elektronische 
Datenverarbeitung und für Beteiligungsfinanzierung 
sind erst in den letzten Jahren angelaufen; die Inan- 
spruchnahme dieser Kredite hat aber, insbesondere 
bei dem EDV-Programm, bereits stark zugenommen. 
Uber die Ergebnisse der Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Finanzierungsmöglichkeiten im einzelnen 
wird folgendes bemerkt: 

a) Programm zur Erleichterung der Existenzgrün- 
dung von Nachwuchskräften 

Im Jahre 1971 wurden aus diesem Programm 
1770 Gründungsvorhaben von gewerblichen 
Nachwuchskräften unterstützt. Das Kreditvolu- 
men betrug 186,2 Mio DM und ergab eine Inve- 
stitionssumme von insgesamt 257,8 Mio DM. 
Rund 50 V. H. der Existenzgründungen vollzogen 
sich in der Form der Errichtung neuer Betriebe. 
Etwa gleich viele Nachwuchskräfte haben sich 
selbständig gemacht, indem sie bestehende Be- 
triebe übernommen haben (42 v. H.) oder eine 


tätige Beteiligung an bestehenden Unternehmen 
(5 V. H.) eingegangen sind. 

Die Kredite wurden vornehmlich zur Anschaf- 
fung von Maschinen, Einrichtungen und Waren- 
ausstattungen (fast 52 V. H.) verwendet. 27 v. H. 
der Beträge wurden für kombinierte Bau- und 
Einrichtungsinvestitionen gewährt. 

b) Programm zur Errichtung von Betrieben in neuen 
Wohnsiedlungen 

Im Jahr 1971 sind insgesamt 750 Vorhaben mit 
einem Kreditgesamtbetrag von 57,4 Mio DM ge- 
fördert worden. Die mit diesen geförderten Vor- 
haben erreichte Investitionssumme belief sich 
auf 343,6 Mio DM. 

Die Kredite wurden vornehmlich für Betriebs- 
verlagerungen (ca. 60 V. H.), daneben für die 
Existenzgründung von Nachwuchskräften in die- 
sen Gebieten (ca. 20 v. H.) und für Filialerrich- 
tungen mit dem Ziele einer späteren Verlage- 
rung des Hauptgeschäfts (ca. 20 v. H.) verwendet. 

c) Programm zur Förderung der Beteiligungsfinan- 
zierung 

Die im Aktionsprogramm angekündigte Förde- 
rung der Beteiligungsfinanzierung bei kleinen 
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und mittleren Unternehmen ist 1971 erst ange- 
laufen, Dabei erwies es sich als hinderlich, daß 
die für die Durchführung dieser Maßnahme er- 
forderlichen Beteiligungs-Garantiegemeinschaf- 
ten, die vom Bund und von den Ländern gemein- 
sam durch Rückgarantien finanziert werden, erst 
gegründet werden mußten. Zur Zeit bestehen 
Beteiligungs-Garantiegemeinschaften in den Län- 
dern: Hamburg, Hessen, Baden-Württemberg, 
Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Im Saar- 
land und in Bayern werden diese Einrichtungen 
ihre Tätigkeit in Kürze aufnehmen. 

Bis 31. August 1972 hat die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau insgesamt 43 Anträge auf Refi- 
nanzierungsmittel für Kapitalbeteiligungen an 
kleinen und mittleren Unternehmen bearbeitet. 
Davon wurden 21 Anträge über 3,832 Mio DM 
bewilligt, sechs Anträge über 1.050 Min DM v.^ur 
den abgelehnt, und vier Anträge über 0,637 Mio 
DM wurden zurückgezogen. Zwölf Anträge über 
2,287 Mio DM sind in Bearbeitung. 

Sechs Beteiligungen wurden inzwischen garan- 
tiert. 


2, Förderung der Kreditgarantiegemeinschaften 

Die mit Unterstützung des Bundes und der Länder 
arbeitenden Kreditgarantiegemeinschaften haben 
ihr Bürgschaftsvolumen in den letzten drei Jahren 
laufend ausgeweitet. Sie übernahmen 1969 Bürg- 
schaften in Höhe von 173,6 Mio DM, 1970 für 183 
Mio DM und 1971 für 204,5 Mio DM. Ihre Unter- 
stützung soll solange fortgesetzt werden, bis die 
Kreditgarantiegemeinschaften so viel haftendes Ka- 
pital angesammelt haben, daß sie auf weitere Förde- 
rung verzichten können. 


3. Investitionszuschüsse und Investitionszulagen 

Kleine und mittlere Unternehmen erhalten im Rah- 
men der regionalen Wirtschaftsförderung Investi- 
tionszuschüsse und Investitionszulagen. In dem Zeit- 
raum von 1969 bis 1971 entfielen von insgesamt 
9437 Investitionsvorhaben 7604 auf Investitionen 
kleiner und mittlerer Unternehmen (d. h. Unterneh- 
men mit Investitionsvorhaben unter 1 Mio DM); 
das sind rd. 80 v, H. der geförderten Vorhaben. 


11. Maßnahmen zur Leistungssteigerung 

Für Maßnahmen der Leistungssteigerung kleiner 
und mittlerer Unternehmen sind 1970 und 1971 
Zuschüsse in Höhe von rd. 33 Mio DM bereitgestellt 
worden (1970: 15 Mio DM; 1971: 18 Mio DM). Die 
Mittel wurden verwendet zur Finanzierung bzw. 
Verbilligung der Betriebsberatung, für Rationali- 
sierungsvorträge und -kurse, für kooperative Ein- 
richtungen, branchenbezogene Forschung, Entwick- 
lung und Innovation u. a. 


Zu den Ergebnissen dieser Förderungsmaßnahmen 
im einzelnen wird folgendes bemerkt: 

1. Förderung der Betriebsberatung 

Im Handwerk waren im Durchschnitt der Jahre 
1970/1971 rd. 230 Berater eingesetzt, die entweder 
bei den Handwerkskammern oder bei den Fachver- 
bänden angestellt sind. Sie leisteten 1970 rd. 38 000 
und 1971 rd. 34 800 - in der Regel kurzfristige - Be- 
ratungen. Der Rückgang der Zahl der Beratungen in 
1971 ist darauf zurückzuführen, daß die Einzelbera- 
tungen infolge der Intensivierung mehr Zeit erfor- 
derten. 

Die hierfür eingesetzten Bundesmittel beliefen sich 

1970 auf 5,3 Mio und 1971 auf 6,2 Mio DM. 

Im Handel, Hotel- nnH Gaststättenge vveibt! waren 
im Durchschnitt der Jahre 1970/1971 225 organisa- 
tionseigene Betriebsberater tätig. Hinzu kamen frei- 
berufliche Berater und Beratungsgesellschaften. Ins- 
gesamt wurden 1970 rd. 3500 Beratungen, im Jahre 

1971 rd. 3600 Beratungen durchgeführt. Die durch- 
schnittliche Beratungsdauer betrug sechs Tage. 

Hierfür wurden 1970 3,44 Mio DM und 1971 3,6 Mio 
DM aufgewandt. 

In den kleinen und mittleren Unternehmen der 
Industrie, des Verkehrs- und sonstigen Gewerbes 
werden die Beratungen durch die Kammern und 
Verbände sowie durch das Rationalisierungs-Kura- 
torium der Deutschen Wirtschaft (RKW-Beratungs- 
dienst) durchgeführt. 

Die bei Kammern und Verbänden eingesetzten Be- 
rater führten 1970 1792 Beratungen und 1971 1686 
Beratungen durch. Die Einzelberatung erstreckte 
sich meist über mehrere Tage. 

Die bereitgestellten Bundesmittel beliefen sich 1970 
auf 0,9 Mio DM und 1971 auf 1,05 Mio DM. 

Im Bereich des RKW-Beratungsdienstes waren im 
Durchschnitt der Jahre 1970/1971 20 hauptberufliche 
und rd. 400 freiberufliche Berater tätig. Von ihnen 
wurden 1970 1368 Beratungen und 1971 1294 Bera- 
tungen durchgeführt. Die durchschnittliche Bera- 
tungsdauer lag bei etwa fünf Tagen. 

Hierfür wurden Bundesmittel in Höhe von 0,52 Mio 
DM in 1970 und 0,62 Mio DM in 1971 eingesetzt. 

2. Förderung der Kooperation 

Im Bereich des Handwerks sind Zuschüsse des Bun- 
des für folgende Kooperationsvorhaben gewährt 
worden: 14 Informations- und Leistungsschauen, 
zwei Kooperationsvorhaben zur Reparaturvermitt- 
lung und zur Wahrnehmung von Generalunterneh- 
merfunktionen im Bau- und Ausbaugewerbe sowie 
zwei von Unternehmen und Organisationen des 
Handwerks getragene EDV-Rechenzentralen. Die 
EDV-Zentrale in Oldenburg hat 613, die in Straubing 
1027 Kunden. 

Insgesamt wurden für die Kooperationsförderung 
im Handwerk 1970 0,8 Mio DM und 1971 2,4 Mio 
DM zur Verfügung gestellt. 


3 



Drudcsadie VI/38I4 Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Im Hotel- und Gaststättengewerbe hat die Bundes- 
regierung beim Aufbau eines allgemeinen Zimmer- 
reservierungssystem finanzielle Unterstützung in 
Höhe von 315 000 DM geleistet. 

Das Rationalisierungs-Kuratorium der Deutschen 
Wirtschaft fördert und den von der Bundesregierung 
gewährten Haushaltsmitteln u. a. eine Koopera- 
tionsbörse, die kleinen und mittleren Unternehmen 
aller Wirtschaftsbereiche bei der Suche nach Koope- 
rationspartnern behilflich ist. 

3. Förderung der Forschung, Entwicklung und 
Rationalisierung 

Im Bereich der kleinen und mittleren Industrie 
unterstützt die Bundesregierung die Gemeinschafts- 
forschung der 76 in der Arbeitsgemeinschaft Indu- 
strieller Forschungsvereinigungen e. V. (AIF) zu- 
sammengefaßten Forschungsvereinigungon. Sie hat 
hierfür im Jahre 1970 27 Mio DM und im Jahre 1971 

34.4 Mio DM zur Verfügung gestellt. Jährlich wer- 
den mit diesen Mitteln durchschnittlich 250 For- 
schungsvorhaben gefördert. 

In den Jahren 1970/1971 sind im Bereich des Hand- 
werks die im Deutschen Handwerksinstitut zusam- 
mengeschlossenen sieben Institute sowie Hand- 
werksabteilungen von zwei weiteren Instituten mit 
Bundesmitteln in Höhe von 1,3 Mio DM (1970) und 

1.4 Mio DM (1971) gefördert worden. 

Im Bereich des Handels, des Hotel- und Gaststätten- 
gewerbes und des Fremdenverkehrs wurden sechs 
Institute mit Bundesmitteln in Höhe von 1,06 Mio 
DM in 1970 und 0,89 Mio DM in 1971 unterstützt. 

Darüber hinaus haben auch noch einige andere In- 
stitute, darunter das Institut für Mittelstandsfor- 
schung zur Durchführung von Forschungsprojekten 
finanzielle Zuschüsse des Bundes erhalten. 

Zur Förderung der Rationalisierung und Produktivi- 
tätssteigerung der gewerblichen Wirtschaft wurde 
das RKW und das von ihm durchgeführte Unter- 
suchungsprogramm zur Erarbeitung neuer Rationa- 
lisierungserkenntnisse finanziell gefördert, und 
zwar 1970 mit 10,4 Mio DM und 1971 mit 12,4 Mio 
DM. 


III. Maßnahmen zur Förderung der 
beruflichen Bildung 

1. Berufliche Bildung im Rahmen der Gewerbe- 
förderung 

Kleine und mittlere Unternehmen im Handwerk, 
Handel, Hotel- und Gaststättengewerbe erhalten im 
Rahmen der Gewerbeförderung Mittel der Bundes- 
regierung für Maßnahmen der beruflichen Aus- und | 
Fortbildung. 1970 und 1971 wurden hierfür Zu- | 
Schüsse von zusammen 22,3 Mio DM bewilligt. ! 

Mit diesen Mitteln wurden u, a. folgende Ergeb- j 
nisse erzielt: I 


Im Bereich des Handwerks sind in den Jahren 1970/ 
1971 etwa 4000 überbetriebliche Ausbildungsplätze 
zusätzlich geschaffen worden. Unter den 37 Projek- 
ten, die gefördert worden sind, befinden sich beruf- 
liche Bildungszentren der Handwerkskammern in 
Nürnberg, Augsburg, Hildesheim, Bielefeld und 
Trier. Ferner wurden Zuschüsse des Bundes gewährt 
für die Fertigstellung der Berufsförderungswerke 
i des Baugewerbes in Dortmund, Burgthann/Bayern 
i und Geradstetten/Württemberg sowie für das Aus- 
I b Jdungszentrum der Handwerkskammer Darmstadt. 

I Daneben wurden auch überbetriebliche Lehrgänge 
j zur Anpassung der Ausbildung an die technische 
I Entwicklung gefördert. In den Jahren 1970/1971 
! konnten in 87 anerkannten bundeseinheitlichen 
Lehrgängen für 41 Handwerksberufe etwa 210 000 
Lehrlinge des 2. bis 4. Lehrjahres geschult werden. 

I Im Bereich des Handels und des Hotel- und Gast- 
I Stättengewerbes wurden mit finanzieller Unterstüt- 
I zung des Bundes Fachschulen des Einzelhandels, des 
Groß- und Außenhandels und des Hotel- und Gast- 
stättengewerbes weiter ausgebaut. Mit Zuschüssen 
des Bundes konnte ferner die Zahl der Veranstaltun- 
gen an den Einzelhandelsfachschulen von 290 im 
Jahre 1970 auf 441 im Jahre 1971 erhöht werden. 
Die Zahl der Lehrgangsteilnehmer stieg von 9248 
auf 9761. 


2. Berufliche Bildung im Rahmen der Regionalen 
Wirlschaftsförderung 

Auch im Rahmen des Regionalen Förderungspro- 
gramms bzw. der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" wird die 
Errichtung und der Ausbau von Ausbildungs-, Fort- 
bildungs- und Umschulungsstätten gefördert, soweit 
ein unmittelbarer Zusammenhang mit dem Bedarf 
der regionalen gewerblichen Wirtschaft an geschul- 
ten Arbeitskräften besteht. In den Jahren 1970 und 
1971 sind hierfür jeweils 15 Mio DM jährlich aus 
Bundesmitteln bereitgestellt worden. Diese Mittel 
fließen, entsprechend der meist starken mittelstän- 
dischen Struktur der Fördergebiete, in nicht uner- 
heblichem Maße den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen bzw. deren Selbsthilfeeinrichtungen (z. B. 
Handwerkskammern, Industrie- und Handelskam- 
mern) zu. 


3. Berufliche Bildung im Rahmen des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes 

Für die Förderung von Einrichtungen der überbe- 
trieblichen Ausbildung, Fortbildung und Umschu- 
lung hat die Bundesanstalt für Arbeit 1970 rd. 
39,2 Mio DM und 1971 rd. 41,7 Mio DM bewilligt. 
Fast die Hälfte dieser Mittel ging an Organisationen 
des Handwerks (Kammern, Innungen, Kreishand- 
werkerschaften) als Träger der Bildungseinrichtun- 
gen. 

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuwei- 
sen, daß die Bundesländer ebenfalls finanzielle Mit- 
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tel (z. B. für das Handwerk in etwa gleicher Höhe 
wie der Bund) für die Verbesserung der Finanzie- 
rungsmöglichkeiten sowie für Maßnahmen zur Lei- 
stungssteigerung und zur Förderung der beruflichen 
Bildung aufwenden. 


2. Wie ist der Stand der Arbeiten an der Fort- 
schreibung des Strukturprogramms für kleine 
und mittlere Unternehmen? 

Die Bundesregierung hat bei der Aufstellung ihres 
Strukturprogramms für kleine und mittlere Unter- 
nehmen Grundsätze entwickelt, die für ihre Mittel- 
standspolitik richtungsweisend sind. Das dazuge- 
hörige „Aktionsprogramm zur Leistungssteigerung 
kleiner und mittlerer Unternehmen" dient dazu, 
diese Grundsätze zu verwirklichen (vgl. Drucksauie 
VI/1666 vom 29. Dezember 1970). 

In der Vorbemerkung zu dem Strukturprogramm 
hat die Bundesregierung darauf hingewiesen, daß 
dieses Konzept ständig überprüft und fortentwickelt 
werden müsse. Das gilt insbesondere für die im 
Aktionsprogramm vorgesehenen Maßnahmen, denn 
deren Wirksamkeit setzt voraus, daß sie stets 
praxisnah und aktuell gestaltet sind. 

Das Aktionsprogramm ist somit nichts Statisches, 
sondern ein dynamisches Konzept. Die „Fortschrei- 


bung des Strukturprogramms" besteht deshalb in 
der ständigen Überprüfung und Anpassung an die 
wirtschaftliche und technische Entwicklung. Die Bun- 
desregierung verfährt in diesem Sinne. Beispiele 
hierfür sind die überdurchschnittlichen Zuwachs- 
raten für strukturpolitisch besonders bedeutsame 
ERP-Programme (Kredite für Existenzgründungen 
von Nachwuchskräften und für Betriebserrichtungen 
in neuen Wohnsiedlungen), die Maßnahmen zur 
Verbesserung des Informations- und Ausbildungs- 
standes in kleinen und mittleren Unternehmen und 
die Hilfen für den weiteren Ausbau der Koopera- 
tion im Rahmen der Gewerbeförderung. 


4. Wie verteilen sich die qewährten nörderungs- 
iiiiLLei und die damit erzielten Ergebnisse auf 
die einzelnen Wirtschaftszweige und die Be- 
triebs- und Unternehmensgrößen? 

1. In den Jahren 1970 und 1971 hat die Bundesre- 
gierung aus Mitteln des Bundeshaushalts 63,45 
Mio DM und 78,84 Mio DM an Zuschüssen für 
die Förderung kleiner und mittlerer Unterneh- 
men zur Verfügung gestellt, die sich wie folgt 
auf Förderungsmaßnahmen im Handwerk, Han- 
del, Hotel- und Gaststättengewerbe, Fremden- 
verkehr sowie andere Förderungsziele verteilen: 


Tabelle 2 

Verteilung der Mittel aus dem Bundeshaushalt (Einzelplan 09) 
für kleine und mittlere Unternehmen 

(in Mio DM und v. H.) 

1970 1971 



Soll 

V. H. 

Handwerk 

13.25 

21,4 

Handel, Hotel- und Gaststätten- 
gewerbe, Fremdenverkehr 

5,45 

8,8 

Kleinindustrie, Verkehrs- 
gewerbe und sonstige Gewerbe ' 

0,70 

1,1 

Förderung der Produktivität 
(RKW) 

10,50 ; 

17,0 

Mittelstandsforschung I 

(Institut für Mittelstands- 
forschung) ' 

0,70 

1,1 

Forschung, Entwicklung und 
Erstinnovation 

27,00 ; 

43,5 

Forschung und Entwicklung 
der Berliner Industrie 

4,00 

6,5 

Normenwesen 

0,30 

0,5 

Insgesamt 

61,90 

100 


Ist 

V. H. 

Soll 

V. H. 

Ist 

V. H. 

14,88 

23,0 

18,90 

20,6 

19,40 

24,6 

5,88 

9,3 

6,85 

7,6 

6,30 

8,0 

0,94 

1,5 

1,00 

1,1 

1,04 

1,3 

10,42 

16,4 

: 12,50 

13,7 

12,20 ' 

15,5 

0,63 

1,0 

0,70 

0,8 

0,70 ' 

0,9 

26,77 

42,1 

45,00 

49,4 

34,80 

44,1 

3,93 

6,2 

5,50 

i 6,0 

3,70 

4,7 

0,30 

0,5 

0,70 

1 

! 0,8 

t 

0,70 

0,9 


63,45 100 91,15 100 ! 78,84 100 
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Eine Aufgliederung nach einzelnen Wirtschafts- 
zweigen ist mangels statistischer Unterlagen 
nicht möglich. Für den Bereich des Handwerks 
kann aber festgestellt werden, daß der größte 
Teil der gewährten Mittel (etwa ein Viertel) den 
Branchen des metallverarbeitenden Handwerks 
zugute kommt. Bei den Betriebsberatungen des 
RKW entfielen die meisten Beratungen auf die 
Textil- und Bekleidungsindustrie, gefolgt von 
der holzbe- und verarbeitenden Industrie und 
dem Maschinenbau. 

Soweit statistische Unterlagen vorliegen, ergibt 
sich für die Verteilung der gewährten Förde- 
rungsmittel auf die Betriebs- und Unternehmens- 
größen folgendes Bild; Im Handwerk haben die 
durch die Gewerbeförderiing begünstigten Be- 
triebe zum größten Teil einen Jahresumsatz 
unter 1 Mio DM, in der Industrie unter 5 Mio 
DM, im Verkehrsgewerbe und sonstigem Ge- 
werbe unter 1,8 bzw. 0,8 Mio DM; es handelt 
sich also um ausgesprochene Kleinbetriebe. 

Im Handel und Hotel- und Gaststättengewerbe 
sind die Zuschüsse zur Verbilligung von Be- 
triebsberatungen von der Umsatzgröße der 
Unternehmen abhängig. Die Zuschußanteile wer- 
den ~ je nach Jahres-Umsatzgrößen gestaffelt - 
bis maximal 2,5 Mio DM im Einzelhandel, 10 Mio 
DM im Groß- und Außenhandel und 1,5 Mio DM 
im Hotel- und Gaststättengewerbe gewährt. Die 
Förderung kommt auch hier in erster Linie den 
Unternehmen der unteren Umsatzgrößenklassen 
und damit den kleinen Unternehmen zugute. 

Die mit den gewährten Förderungsmitteln er- 
zielten Ergebnisse sind wegen der Vielfalt der 
einander beeinflussenden Faktoren weder exakt 
meßbar noch auf die einzelnen Wirtschaftszweige 
und die Betriebsgrößen zurechenbar. Wissen- 
schaftliche Untersuchungen haben jedoch erge- 
ben, daß die Betriebsberatung das am schnellsten 
und nachhaltigsten wirkende Mittel der Gewer- 
beförderung ist. 

II. Die Verteilung der zinsgünstigen Kredite aus 
dem ERP-Sondervermögen auf die Wirtschafts- 
bereiche Handel, Handwerk, Kleingewerbe, 
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe sowie 
mittlere verarbeitende Industrie in den Jahren 
1970/1971 ergibt sich aus der Tabelle 3, die nach 
den wichtigsten Programmen aufgegliedert ist. 
Die mit diesen Mitteln im einzelnen erzielten 
Ergebnisse sind bei der Beantwortung der Fra- 
gen 1 und 3 dargestellt. 

Eine vollständige statistische Unterteilung der 
gewährten Kredite nach Betriebs- und Unter- 
nehmensgrößen der Empfänger bestand für die 
Jahre 1970/1971 noch nicht. Aus Einzelfeststellun- 
gen ist jedoch zu schließen, daß der überwie- 
gende Teil der zugesagten Kredite an Unterneh- 
men gegeben worden ist, deren Jahresumsatz 
2 Mio DM nicht übersteigt und die weniger als 
30 Beschäftigte haben. Nur im Bereich der mitt- 
leren verarbeitenden Industrie liegen diese 
Werte höher. 


i 5. Zu welchem Ergebnis hat die Überprüfung der 

Gesetze hinsichtlich der Chancengleichheit 
kleiner und mittlerer Unternehmen geführt? 

i 

1 Welche Verbesserungen hat die Bundesregie- 

rung insbesondere auf dem Gebiet 

I d) des Steuerrechts, 

j b) des Wettbewerbsrechts, 

c) der Sozialgesetzgebung 

vorbereitet oder schon durchgesetzt? 

Bei der Überprüfung der Gesetze hinsichtlich der 
Chancengleichheit kleiner und mittlerer Unterneh- 
I men handelt es sich um eine ständige Aufgabe. Die 
I Bundesregierung hat beispielsweise bei der Vor- 
1 läge der Entwürfe zur Änderung des Kartellgesetzes 
und zum Rentenreformgesetz die Erfordernisse die- 
ser Unternehmen berücksichtigt. Sie wird auch künf- 
tig in dieser Weise verfahren. 

i Flinsichtlich der laufenden Gesetzgebungsvorhaben, 
die für kleine und mittlere Unternehmen von Be- 
deutung sind, ist zu berichten: 

I a) Steuergesetzgebung 

I Zugunsten kleiner und mittlerer Unternehmen 

! hat die Bundesregierung die folgenden steuer- 

i liehen Maßnahmen durchgesetzt oder vorberei- 

' tet: 

— Das Zweite Steueränderungsgesetz 1971 er- 
höht den allgemeinen Freibetrag für Gewinne 
I aus Betriebsveräußerung und Betriebsauf- 

i gäbe von 20 000 DM auf 30 000 DM. Bei Be- 

[ triebsveräußerungen oder Betriebsaufgaben 

1 aus Altersgründen wird der Freibetrag auf 

I 60 000 DM verdoppelt. 

I — Die geplante umfassende Steuerreform soll 

' nach dem Vorschlag der Bundesregierung 

; u. a. folgende Regelungen zugunsten kleiner 

‘ und mittlerer Unternehmen enthalten: 

: Verbesserung der Freibetragsregelungen bei 

der Gewerbesteuer, Begünstigung des be- 
; trieblichen Sparens im Rahmen der allgemei- 

' nen Sparförderung, Rechtsanspruch auf Stun- 

I düng der Erbschaftsteuer, Erhöhung der 

I Grund- und Sonderfreibeträge bei der Ver- 

I mögensteuer. 

i Das erste und das Zweite Reformgesetz wur- 

den von der Bundesregierung den gesetzge- 
benden Körperschaften zugeleitet. 

b) Wettbewerbsrecht 

Ein Schwerpunkt des Entwurfs einer Novelle 
zum Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
ist die Erleichterung der leistungssteigernden 
Kooperation. Hierbei handelt es sich um eine 
unmittelbare Begünstigung kleiner und mittlerer 
Unternehmen. Ihnen wird es besser als bisher 
i möglich sein, Unternehmensfunktionen wie Pro- 

I duklion, Werbung, Ein- und Verkauf gemeinsam 

! wahrzunehmen. Auch die beiden anderen 

I 

I Schwerpunkte der Novelle: Verschärfung der 

I Mißbrauchsaufsicht über marktbeherrschende 

I Unternehmen und Einführung einer Fusionskon- 
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Tabelle 3 


Aufteilung der 1970/1971 gewährten ERP-Kreditbeträge 
auf die wichtigsten Programme (nach Wirtschaftsbereichen) 


Branche 

: Regionale 

i Aktionsprogramme * ) i 

Existenzgründungen 

Betriebe in neuen 
Wohnsiedlungen 

Elektronische 

Datenverarbeitung 

Vertriebene, 
Flüchtlinge und 
Kriegssachgeschädigte 


1970 

1971 

1970 

1971 

1970 

1971 

1970 

1971 

1970 

1971 


Mio DM o/o 

Mio DM o/o 

Mio DM ^/o 

Mio DM o/„ 

Mio DM o/o 

Mio DM 0/0 

Mio DM % 

Mio DM Vo 

Mio DM “/o 

Mio DM ^/o 

Handel 

53,2 

20,9 1 

65,1 26,0 

11,3 

26,0 

15,0 

25,9 

11,0 

31,8 : 

15,8 26,7 

3,0 19,2 

7.9 

27,2 i 

1 

7,9 21,8 

7,4 19,5 

Handwerk 

25,8 

10,1 

30,0 12,0 

21,2 

48,3 

26,6 

45,9 

19,2 

55,2 

30,4 51,3 

0,1 0,6 

0,6 

2,0 

13,7 37,9 

12,0 31,6 

Kleingewerbe 

38,5 

15,2 , 

64,6 25,8 , 

8,4 

19,4 

12,1 

21,0 

3,3 

9,5; 

10,9 18,5 

4,0 25,7 

7,4 

25,4 

0 

00 

p 

15,1 39,7 

Gaststätten- und 
Beherbergungsgewerbe 

37,7 

14,8: 

47,1 18,8 

2,5 

5,8 

4,1 

7,2 

1,2 

1 

3,5 ' 

2,1 3,5 

_ _ 

0,2 

1 

1 

0,7 

3,6 9,9 1 

3,5 9,2 

Mittlere verarbeitende 
Industrie 

99,4 

39,0 

43,7 17,4; 

- 

- : 

- 

- 

- 

- 

- 

8,5 54,5 

13,0 

1 

44,7 1 

1 

1 

- ’ 

- 

Insgesamt 

' 254,6 

100 1 

250,5 100 i 

1 

43,4 

100 

57,8 

100 

34,7 

100 1 

59,2 100 

15,6 100 : 

29,1 

100 ; 

36,2 100 

38,0 100 


*) einschließlich a) Vorhaben von Flüchtlingen im Zonenrandgebiet 

b) Verbesserung der gewerblichen Wirtschaftsstruktur in Agrargebieten 


I 

I 
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trolle für Großunternehmen, werden mittelbar 
dazu beitragen, die Wettbewerbssituation klei* 
ner und mittlerer Unternehmen zu verbessern. 

c) Sozialgesetzgebung 

Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf 
vorgelegt, der eine Öffnung der Rentenversiche- 
rung für weitere Gruppen von Selbständigen 
vorsieht. Der Gesetzentwurf will dem individuel- 
len Sicherungsbedürfnis und den finanziellen 
Möglichkeiten der Selbständigen entgegenkom- 
men. Er räumt daher dem einzelnen eine weit- 
gehende Gestaltungsfreiheit seiner Rentenver- 
sicherung ein. Um auch älteren Selbständigen 
noch die Möglichkeit zu geben, Rentenansprüche 
zu erwerben, läßt der Gesetzentwurf für eine 
Übergangszeit die Nachentrichtung von Beiträ- 
gen zu. Ferner ist in dem Gesetzentwurf geplant, 
daß die versicherten Selbständigen außer einer 
Rente auch alle übrigen Leistungen der Renten- 
versicherung erhalten sollen. 


6. Welche zusätzlichen Maßnahmen plant die 
Bundesregierung zur Verbesserung der beruf- 
lichen Bildung in kleinen und mittleren Unter- 
nehmen? 

1. Zur Sicherung einer zeitgemäßen Berufsausbil- 
dung werden die Ausbildungsordnungen für ein- 
zelne Berufe und Berufsgruppen ständig verbes- 
sert; dadurch soll die Attraktivität der betrieb- 
lichen Berufsausbildung, insbesondere auch in 
kleinen und mittleren Unternehmen, erhöht wer- 
den. 

Bis Mitte 1973 sollen für etwa 500 000 Jugend- 
liche moderne und fortschrittliche Ausbildungs- 
ordnungen in Kraft gesetzt werden, die eine 
systematische und wirkungsvolle berufliche Aus- 
bildung in der gewerblichen Wirtschaft sichern 
helfen. 

2. Auch in kleinen und mittleren Unternehmen 
hängt der Ausbildungsstand der Mitarbeiter ent- 
scheidend von der Qualifikation des Aufbildungs- 
personals ab. 

Um den Ausbildern die Aneignung der erforder- 
lichen berufs- und arbeitspädagogischen Qualifi- 
kationen zu erleichtern, wie sie in der Rechtsver- 
ordnung nach § 21 Berufsbildungsgesetz und in 
der für alle Handwerke vorbereiteten Rechtsver- 
ordnung nach § 45 Handwerksordnung für den 
berufs- und arbeitspädagogischen Teil der Mei- 
sterprüfung vorgesehen sind, wurde gemeinsam 
mit den Fernsehanstalten ein Ausbilderlehr- 
gang im Mediumverbund (Fernsehlehrgang + 
Begleitmaterial + Seminare) vorbereitet, der ab 
Januar 1973 durchgeführt werden soll. 

Die Rechtsverordnung nach § 45 Handw^erksord- 
nung wird außerdem den wirtschaftlichen und 
rechtlichen Teil der Meisterprüfung für alle Hand- 
werke unter Berücksichtigung der gestiegenen 


Anforderungen an den Handwerker als Unter- 
nehmer modernisieren. 


7. Sind die Maßnahmen des Bundes zugunsten 
der kleinen und mittleren Unternehmen mit 
den verschiedenen Maßnahmen der Bundes- 
länder abgestimmt? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Koordinierung der Bundes- und Ländermaß- 
nahmen verbessert und intensiviert werden 
kann? 

Die Maßnahmen des Bundes zugunsten der kleinen 
und mittleren Unternehmen werden ständig mit den 
zuständigen Länderministerien in den nachfolgend 
genannten institutionalisierten Gesprächskreisen ab- 
gestimmt, die vom Bundesministerium für Wirtschaft 
und Finanzen einberufen und geleitet werden: 

Länderausschuß Handwerkswirtschaft 
und Gewerbeförderung im Handwerk, 
Länderausschuß Gewerbeförderung im Handel, 
Länderausschuß Fremdenverkehr, 
Länderausschuß Rationalisierung, 
Länderausschuß öffentliches Auftragswesen, 
Länderausschuß Beschaffungswesen. 

Die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 
verläuft reibungslos. Die Bundesregierung ist jedoch 
mit den Ländern der Meinung, daß die Abstimmung 
über die grundsätzlichen Fragen der Strukturpolitik 
für kleine und mittlere Unternehmen und die Finan- 
zierungshilfen für diese Unternehmen noch verstärkt 
werden kann. 


8. Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus den bisherigen Ergebnissen ihrer 
Strukturpolitik für kleine und mittlere Unter- 
nehmen? 

9. Ist die Bundesregierung bereit, die Förderung 
für kleine und mittlere Unternehmen zu ver- 
stärken und dabei insbesondere folgende 
Schwerpunkte zu setzen: 

a) Verstärkte Förderung des Beratungs- 
wesens, 

b) verstärkte Förderung der Kooperationen, 

c) verstärkte Förderung der Gründung von 
neuen Existenzen, 

d) verstärkte Förderung von Standortver- 
besserungen, 

e) verstärkte Förderung der Leistungssteige- 
rung kleiner und mittlerer Unternehmen 
durdi die Anwendung neuer Technologien, 

f) Beseitigung von Finanzierungsschwierig- 
keiten für kleine und mittlere Unter- 
nehmen? 

Wegen des Sachzusammenhangs werden die Fragen 
8 und 9 zusammen beantwortet. 

Aus den bisherigen Erfahrungen und Ergebnissen 
bei der Verwirklichung des „Aktionsprogramms" 
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zieht die Bundesregierung folgende Schlußfolgerun- 
gen: 

Die Verbesserung des Informationsstandes der In- 
haber kleiner und mittlerer Unternehmen sowie 
ihrer Beschäftigten hat zentrale Bedeutung. Nur gut 
ausgebildete Unternehmer und fachlich qualifizierte 
Mitarbeiter können sich im Wettbewerb behaupten. 
Ferner sollen die Finanzierungshilfen für kleine und 
mittlere Unternehmen im Rahmen des ERP-Wirt- 
schaftsplanes verstärkt werden. 

Die Bundesregierung wird ihre Förderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen, die schon seit 1969 in- 
tensiviert worden ist, nach Maßgabe ihrer finanziel- 
len Möglichkeiten verstärkt fortsetzen und dabei ins- 
besondere folgende Schwerpunkte setzen. 

Entsprechend dem großen Gewicht, das die Bundes- 
regierung dem Beratungswesen beimißt, ist eine wpi- 
tere Verstärkung der Förderung geplant. Im einzel- 
nen ist folgendes beabsichtigt: 

Die Beratungsorganisation des Handwerks soll im 
Laufe der nächsten Jahre so erweitert werden, daß 
etwa für je 3000 Unternehmen ein betriebswirt- 
schaftlicher und für je 5000 Unternehmen ein tech- 
nischer Berater bereitsteht. Dafür muß die Zahl der 
organisationseigenen Berater entsprechend erhöht 
werden; z. Z. fördert die Bundesregierung etwa 230 
Berater. Außerdem soll auch für Unternehmen des 
Handwerks künftig die Möglichkeit eröffnet werden, 
sich durch freiberuflich tätige Berater bzw. Bera- 
tungsunternehmen beraten zu lassen. Zu den Kosten 
dieser Beratungen sollen auch weiterhin Verbilli- 
gungszuschüsse gewährt werden. 

Zur Ergänzung der individuellen Unternehmens- 
beratung sollen die bei 23 ßundesfachverbänden für 
die Erarbeitung von Grundlagenmaterial errichteten 
Beratungsstellen zu „Zentralen Leitstellen für Unter- 
nehmensführung'' ausgebaut werden. Bei weiteren 
Verbänden sollen solche Institutionen errichtet wer- 
den. Das wird zu einer etwa SOprozentigen Aus- 
dehnung dieses Beraterstabs führen. 

Weiterhin ist beabsichtigt, die für die Unternehmens- 
führung im Handwerk entwickelten mehrwöchigen 
Seminare sowie Fortbildungsprogramme für die in 
der Gewerbeförderung tätigen Führungskräfte in 
verstärktem Umfange zu institutionalisieren. Damit 
soll den Erfordernissen der Meisterausbildung, der 
Managementschulung und der unternehmerischen 
Fortbildung Rechnung getragen werden. 

Zur Ergänzung und Vervollständigung der für die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Handwerks- 
unternehmen bedeutsamen betrieblichen Berufsaus- 
bildung sollen in den nächsten Jahren weitere rd. 
60 überbetriebliche Berufsbildungsstätten mit rd. 9400 
zusätzlichen Ausbildungsplätzen errichtet oder aus- 
gestattet werden. 

Die Ausdehnung der überbetrieblichen Unterwei- 
sung auf weitere Handwerksberufe sowie die Aner- 
kennung neuer Rahmenlehrpläne soll dazu beitra- 
gen, daß möglichst die Lehrlinge aller Handwerks- 
berufe erfaßt werden. 

Im Bereich des Handels und des Hotel- und Gast- 


stättengewerbes ist neben der Intensivierung der 
allgemeinen Beratungsförderung geplant, Sonder- 
maßnahmen wie z. B. Beratung auf dem Gebiet der 
Datenverarbeitung, der Kooperation und des Perso- 
naleinsalzes zu fördern. Auch die Förderung der 
beruflichen Bildung soll intensiviert werden. Neben 
dem seit Jahren unterstützten Ausbau von Fachschu- 
len und regionalen Bildungszentren ist die Förde- 
rung der systematischen Ausbildung von Bildungs- 
beratern und Bildungsberatungen sowie der Aus- 
bildung von Ausbildern beabsichtigt. Teile der be- 
ruflichen Ausbildung sollen verstärkt als Vollzeit- 
kurse auf überbetriebliche Ausbildungsstätten ver- 
lagert werden. 

Auch für den Bereich der kleinen und mittleren Un- 
ternehmen der Industrie, des Verkehrs und sonsti- 
gen Gewerbes soll die Förderung der vun v^erban- 
den, Kammern und RKW getragenen Beratung durch 
die Aufnahme von Spezialprogrammen intensiviert 
werden. Aus den Ergebnissen der Beratung sollen 
betriebsgrößen- und branchenbezogene Unterlagen 
erarbeitet werden, die die Entwicklung praxisnaher 
Problemlösungen erlauben und an die Unternehmer 
und Führungskräfte in den Unternehmen vermittelt 
werden können. 

Die Bundesregierung sieht in der zwischenbetrieb- 
lichen Zusammenarbeit ein wichtiges Mittel für klei- 
ne und mittlere Unternehmen, ihre Marktstellung zu 
stärken. Deshalb ist beabsichtigt, ab 1973 ein eige- 
nes ERP-Programm zur Förderung solcher Koopera- 
tionen zwischen kleinen und mittleren Unternehmen 
anlaufen zu lassen, die Modellcharakter haben und 
geeignet sind, andere Unternehmen zu entsprechen- 
den Kooperationen anzuregen. Hierfür sind im Ent- 
wurf des ERP- Wirtschaftsplans 1973 10 Mio DM für 
Kredite eingeplant. Nach Möglichkeit sollen hierfür 
auch Haushaltsmittel eingesetzt werden. Auch die 
Kooperationsberatung soll verstärkt gefördert wer- 
den. Für das Handwerk stehen im übrigen seit 1971 
bereits Haushaltsmittel für ergänzende Maßnahmen 
der Kooperationsförderung zur Verfügung. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Verbesserung der 
Finanzierungsmöglichkeiten für kleine und mittlere 
Unternehmen. Deshalb sollen auch in Zukunft ERP- 
Mittel in angemessenem Umfang als Finanzierungs- 
hilfen bereitgestellt werden. Das gilt insbesondere 
für die Förderung der Existenzgründung von Nach- 
wuchskräften und die Errichtung mittelständischer 
Betriebe in neuen Wohnsiedlungen, neugeordneten 
Stadtteilen und Gewerbegebieten. Angesichts der 
verhältnismäßig geringen Zuwachsraten des ERP- 
Sondervermögens in den kommenden Jahren wirft 
jedoch das Bestreben, diese Programme überpropor- 
tional aufzustocken, zwangsläufig die Frage nach den 
Prioritäten der aus dem ERP-Sondervermögen finan- 
zierten staatlichen Förderungsprogramme auf. 

Die Bundesregierung hat bereits Mitte 1971 ein be- 
sonderes Programm zur Ersteinführung technolo- 
gisch neuer Produkte und Verfahren anlaufen lassen. 
Dieses Programm ist zwar für alle Unternehmen 
offen, kommt aber wegen seiner Rahmenbedingun- 
gen vor allem den kleinen und mittleren Unterneh- 
men zugute. 
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Im Bereich des Handwerks ist darüber hinaus eine 
verstärkte Förderung praxisbezogener wirtschafts- 
wissenschaftlicher und technischer Forschungen vor- 
gesehen, sowie die Durchführung von Branchen- und 
Strukturanalysen, der Ausbau einer Leitstelle für 
technische Forschungs- und Versuchsvorhaben und 
einer Zentralstelle für Informationsvermittlung und 
Dokumentation. 

Die verschiedenen Förderungsmaßnahmen der Bun- 
desregierung für kleine und mittlere Unternehmen, 
insbesondere die dargelegten Schwerpunktmaßnah- 
men, zielen darauf ab, die Finanzierungsschwierig- 
keiten kleiner und mittlerer Unternehmen für be- 
stimmte strukturpolitisch relevante Vorhaben zu 
verringern. Dagegen kann es nicht Aufgabe staat- 
licher Förderungsmaßnahmen sein, Finanzierungs- 
schwierigkeiten jedweder Art auszuräumen. 


10. Inwieweit gelten vergleichbare Maßnahmen 
für die freien Berufe in den angesprochenen 
Bereichen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Mittelstandspolitik im weiteren Sinne auch die freien 
Berufe berücksichtigen muß. Sie hält daher neben 
der Förderung der kleinen und mittleren Unterneh- 
men der gewerblichen Wirtschaft wegen ihrer viel- 
fach ähnlichen Situationen im Wirtschaftsleben auch 
eine Förderung der freien Berufe für erforderlich. 
Dies geschieht durch Gewährung von Bürgschaften 
und Zinszuschüssen. | 

Im einzelnen wird dazu bemerkt; | 

1 

Die Lastenausgleichsbank übernimmt im Auftrag | 
des Bundes SOprozentige Ausfallbürgschaften für | 


, Kredite zur Gründung oder Festigung selbständiger 
freiberuflicher Existenzen. Nach Richtlinien des Bun- 
desministers für Arbeit und Sozialordnung werden 
bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen darüber 
hinaus für die Anlaufzeit Zuschüsse zu den Zinsen 
dieser Kredite gewährt. Die verbürgten Kredite müs- 
sen hauptsächlich zur Finanzierung von Investitio- 
i nen (wie Anschaffung von Geräten und Apparaten 
I und Einrichtung von Praxisräumen) verwendet wer- 
I den. 

Das Bürgschaftsprogramm wird in zunehmendem 
Maße in Anspruch genommen. So wurden im Jahre 
i 1970 1926 derartige Bürgschaften bei einer Gesamt- 
kreditsumme von rd. 92 Mio DM übernommen und 
an 5598 Angehörige der freien Berufe rd. 3,2 Mio 
DM an Zinszuschüssen gezahlt. Im Jahre 1971 betrug 
; die Anzahl der übernommenen Bürgschaften 2387 
: bei einer Gesamtkreditsumme von rd. 149 Mio DM; 
an Zinszuschüssen wurden für 1971 an 6297 Ange- 
hörige der freien Berufe rd. 3,6 Mio DM gezahlt. 

Der schon erwähnte Entwurf eines Gesetzes zur 
I weiteren Reform der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung (vgl. Antwort zu Frage 5 c) erstreckt sich auch 
I auf die freiberuflich Tätigen. 

' Im Hinblick auf die in freien Berufen zunehmende 
Entwicklung der Kooperation bzw. von Zusammen- 
schlüssen zu gemeinsamer - partnerschaftlicher - Be- 
rufsausübung prüft die Bundesregierung zur Zeit, ob 
und durch welche Maßnahmen die Möglichkeiten 
hierfür verbessert werden können. 


In Vertretung 

H. Hennsdorf 
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